


IG Metall Aachen:

Unter der Losung "Schluß mit den Steuerlügen - weg der Kriegssteuer" hatte die Metall Aa-
chen für den 7. März 91 zu einer Protestkundgebung dem Aachener Marktplatz und anschlie-
ßender Demonstration aufgerufen. ca. 400 Teilnehmern fanden der Aufruf und der Versuch der
Aachener IG Metall, den gewerkschaftlichen Kampf gegen den weiteren Sozialabbau und zur Vor­
bereitung der Tarifrunde zu organisieren, seine erste Resonanz. Im folgenden Auszüge aus der dort
gehaltenen Rede des Ortsverwaltu:ngsmitglieds und Betriebsratsvorsitzenden Ludwig Jost: "

Liebe Kolleginnen und Kol­
legen, Schülerinnen und Schüler,
KundgebungsteilnehInerinnen
und -teilnehIner!

(..) Die Vertreterversamm­
lung der IG Metall Aachen, die
auch schon im November ver­
gangenen Jabtes zu Demonstra­
tionen gegen den bevorstehen­
den Krieg mobilisiert und aufge­
rufen hat, stellte am 23. Februar
in einer Resolution folgendes
fest:

"In diesem Krieg geht es
nicht um die Befreiung und Frei­
heit des kuwaitischen oder ande­
rer Völker und auch nicht um die
Interessen der Arbeiter und An­
gestellten, der abhängig Beschäf­
tigten in der Bundesrepublik
Deutschland und in der Welt.

Durchgesetzt werden sollen
ausschließlich Kapitalinteressen,
das Interesse an den vorhande­
nen Ölquellen und dem entspre­
chenden Einfluß und der Neu­
aufteilung der Einflußsphären im
Nahen Osten durch die an die­
sem Krieg beteiligten Groß­
mächte.

Eingeschlossen ist das deut­
sche Kapital, insbesondere die
Rüstungsindustrie, die Milliar­
denprofite mit der Lieferung von
Waffen, Giftgasfabriken und
Atomtechnologie in den Irak und
alle Welt gemacht hat und zwei­
ter macht.

Die IG Metall Aachen wen­
det sich aus diesem Grunde in al­
ler Schärfe gegen weitere Waf­
fenexporte, gegen den Einsatz
deutscher Soldaten im Golfkrieg
und insbesondere gegen die wei­
tere Mitfinanzierung des Krieges
durch die Bundesregierung über

Steuer- und Abgabenerhöhungen
die in aller Regel wieder beim
Kapital landen." (..)

Wir haben aus der eigenen
und der Geschichte der interna­
tionalen Arbeiterbewegung ge­
lernt, daß sich die Interessen von
Arbeit und Kapital unversöhn­
lich gegenüberstehen. Daran hat
sich bis heute nichts geändert,
auch wenn uns das immer wieder
alle möglichen Leute weiszuma­
chen versuchen. Von diesem
Standpunkt aus haben wir zu be­
urteilen, was in unserem Interes­
se ist und mit wem wir solida­
risch sind. C.)

Die Bundesregierung muß
nicht mehr unter Beweis stellen,
auf welcher Seite sie steht, wel­
che Interessen sie vertritt und in
wessen Sinne sie weiter zu regie­
ren und uns bluten zu lassen ge­
denkt: Steuererhöhungen zur Fi­
nanzierung des Golfkrieges und
für die Einverleibung der DDR
sowie eine Grundgesetzände­
rung, um im Namen der mit der
Wiedervereinigung angeblich
gestiegenen Verantwortung des
größeren Deutschlands deutsches
Militär, eine sogenannte Ein­
greiftruppe, rund um die Welt
einsetzen zu können.

Wenn es der Bundesregie­
rung gelingt, das durchzusetzen,
dann wird uns das mehr kosten
als nur eine Steuererhöhung und
Scheckbuch-Kriegsführung von
Kohl und Genscher. Das zu ver­
hindern wird maßgeblich mit an
uns liegen. (..)

Ich weiß aus der jahrelangen
betrieblichen Praxis und Erfah­
rung und von den Kämpfen der
Arbeiter- und Gewerkschaftsbe-

wegung, daß der Streik dagegen
und gegen Krieg das richtige und
einzig wirksame Mittel ist. Ich
weiß aber auch, daß es nicht aus­
reicht, etwas Richtiges festzu­
stellen.

Dazu gehört die Auseinan­
dersetzung in den Gewerkschaf­
ten, wie der Kampf um die Köp­
fe der Arbeiter. Wir haben kei­
nen Grund, damit auch nur eine
Minute länger zu warten. Denn
es wird mit von unserem Verhal­
ten, von dem, was wir Kapital
und Regierung durchgehen las­
sen, abhängen, wie lange noch
der streikende Arbeiter, Schüler
und Student in Südafrika, Grie­
chenland, in der Türkei oder an­
derswo in der Welt in die Mün­
dungen deutscher Gewehre
blickt, wenn er für soziale und
demokratische Rechte kämpft.
Wenn nicht demnächst hinter
dem deutschen Gewehr auch
wieder deutsche Soldaten stehen
sollen, dann geht es heute mit
darum, unter allen Umständen
eine Änderung des Grundgeset­
zes zu verhindern. Es ist daher
jetzt die unmittelbare und drin­
gende Aufgabe, aus den Gewerk­
schaften heraus gemeinsam mit
der Friedensbewegung die von
der CDU/CSU in dieser Frage
immer wieder an ihre "nationale
Verantwortung" gemahnte SPD­
Führung unter Druck zu setzen
und davon abzuhalten, statt Op­
position erneut große Koalition
gegen die Werktätigen zu spie­
len. Wir sollten unsere heutige
Kundgebung und Demonstration
gegen die Politik der Bundesre­
gierung auch in diesem Sinne
nutzen und verstehen.




